I.





Aufgrund der angespannten Finanzlage erwog die 12.000 Einwohner zählende Gemeinde Sachsendorf, den Hundesteuersatz von 10,00 DM auf 50,00 DM zum 01. Januar 1998 zu erhöhen. In der Sitzung des Gemeinderates von Sachsendorf am 29. September 1997, in der über die Erhöhung des Hundessteuersatzes beraten wurde, kam es über diese Frage zu heftigen Debatten. Im Verlaufe der Sitzung erregte sich der Bürgermeister Kneuterbeutel derartig, daß er mit den Worten:





”Die Sitzung ist geschlossen! Mit Euch Hampelmännern kann man nicht vernünftig reden!”





den Versammlungssaal verließ, bevor der letzte Tagesordnungspunkt abgehandelt worden war.





Am darauffolgenden Tag wandten sich 8 Gemeinderäte an den Bürgermeister und beantragten die Einberufung einer Gemeinderatssitzung mit folgender Tagesordnung:





1.�
Beschlußfassung über die Erhöhung des Hundessteuersatzes und die Erarbeitung eines Entwurfes zur entsprechenden Änderung der Hundesteuersatzung.�
�
�
�
�
2.�
Beschlußfassung über die Reinigung der insbesondere durch Hunde verschmutzten Gehwege.�
�
�
�
�
3.�
Beschlußfassung über einen Strafantrag des Gemeinderates gegen den Bürgermeister wegen Beleidigung.�
�



Der Bürgermeister ließ daraufhin am 1. Oktober 1997 alle Gemeinderäte unter Mitteilung dieser Tagesordnung mit Ausnahme des beantragten Punktes 3, den er nicht in die Tagesordnung aufgenommen hatte, zu der Sitzung am 7. Oktober 1997 laden.





In der Sitzung am 7. Oktober 1997 wandte sich der Gemeinderat Halfpaff besonders scharf gegen die Erhöhung des Hundesteuersatzes. Er erklärte, für ihn als Frührentner, der einen Langhaardackel besitze, sei die geplante Erhöhung eine unsoziale Maßnahme, da allein sein Dackel ihm noch Lebensfreude bereite, nachdem man sich im Gemeinderat nur ärgern müsse. Die anderen Gemeinderäte würden ähnlich denken, wenn sie wie einige ältere Leute in der Gemeinde Hundebesitzer wären. Nach dieser Äußerung und eingehender Aussprache beschloß der Gemeinderat in Abwesenheit des Halfpaff, diesen wegen persönlicher Beteiligung von der Abstimmung über den TOP 1 auszuschließen. Hierbei wurden im Gemeinderat unter Einschluß des Bürgermeisters 9 Stimmen für und 8 Stimmen gegen den Ausschluß abgegeben. 3 Gemeinderäte enthielten sich der Stimme.





Halfpaff setzte sich daraufhin unter die Zuschauer, um den weiteren Ablauf der Sitzung zu verfolgen.





Der Bürgermeister stellte nun den TOP 1 zur Abstimmung. Es ergab sich eine Mehrheit von 11 Stimmen für die Erhöhung auf 50,00 DM zum 1. Januar 1998 gegen 9 ablehnende Stimmen.





An der Beratung und Abstimmung über den weiteren Tagesordnungspunkt nahm Halfpaff wieder teil.














Fragen:





1.�
Konnte der Bürgermeister die Gemeinderatssitzung vom 29. September 1997 sofort schließen?�
�
�
�
�
2.�
Kann der Gemeinderat die Einberufung einer Sitzung verlangen?�
�
�
�
�
3.�
Konnte der Bürgermeister TOP 3 von der Tagesordnung streichen?�
�
�
�
�
4.�
Ist der Ausschluß des Gemeinderates Halfpaff rechtmäßig?�
�
�
�
�
5.�
Ist der Beschluß des Gemeinderates über TOP 1 rechtmäßig?�
�



Bearbeitunghinweis:





Beantworten Sie die Fragen unter Angabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen!





Gesetzeshinweis:





§ 194 Abs. 4 StGB


Richtet sich die Beleidigung gegen ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder eine andere politische Körperschaft im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so wird sie nur mit Ermächtigung der betroffenen Körperschaft verfolgt.














II.





Julius Tausendwasser ist ein großer und geachteter Künstler in Sachsendorf. Die Verhüllung des Reichstages hat ihm sehr gut gefallen. Zur Jahrhundert- bzw. Jahrtausendwende plant er selbst ein solches Projekt. Dabei will er das Rathaus der Stadt verhüllen. Die Hülle soll handbemalte rosa Seide sein, die Bemalung Szenen der Stadtgeschichte aus den Jahren 1900 bis 1999 darstellen. Am 1. Dezember 1999 soll das Rathaus vollständig verhüllt sein und am 31. Dezember 1999, 24.00 Uhr, sollen vier Krankenschwestern die Hülle niederreißen.


Julius fertigte ein Modell, das er Bürgermeister Kneuterbeutel zeigte. Kneuterbeutel konnte jedoch nicht sogleich darüber entscheiden und ließ auf der nächsten Sitzung des Gemeinderates über die Verhüllung beraten. Jedoch ohne Erfolg für Julius. Alle Gemeinderäte waren gegen die Verhüllung. Darüber wurde ein Beschluß gefaßt und Julius mit Bescheid vom 07. Oktober 1997, zugestellt am 09. Oktober 1997, mitgeteilt. Er fühlt sich durch den Beschluß des Gemeinderates und den Bescheid in seinem Recht der Kunstfreiheit beeinträchtigt.


Aufgrund von Gesprächen mit anderen Künstlern weiß er, daß die Verwaltungsgerichte in Sachsen nicht gerade künstlerfreudig entscheiden. Auch das Bundesverwaltungsgericht mag keine Künstler. Sollte er also auch in allen Instanzen verlieren, so bliebe ihm nur das Bundesverfassungsgericht.





Fragen:





1.�
Was kann er in letzter Instanz vor dem Bundesverfassungsgericht unternehmen?�
�
�
�
�
2.�
Liegt ein Eingriff in den Schutzbereich von Julius verletztem Grundrecht vor?�
�






Bearbeitungshinweise:





Bei Frage 1 ist die Zulässigkeit des Verfahrens zu prüfen.


Bei Frage 2 sind der Schutzbereich und der Eingriff in das Grundrecht zu erörtern!


Der Beschluß kam rechtmäßig zustande.





Beantworten Sie die Fragen unter Angabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen!
























































































































































zu I.


Frage 1





Der Bürgermeister eröffnet, leitet, unterbricht und schließt die Verhandlungen des Gemeinderates, vgl. § 38 Abs. 1 SächsGemO.


Aus dem Recht der Sitzungsleitung folgt das Recht, den Gemeinderäten das Wort zu erteilen und zu entziehen, und, wenn notwendig, die Sitzung auch zu unterbrechen.


Die Sitzung darf aber nur geschlossen werden, wenn alle Verhandlungsgegenstände aufgerufen worden sind und der Gemeinderat über sie verfahrensgemäß oder inhaltlich Beschluß gefaßt hat. Ein Tagesordnungspunkt ist abgeschlossen, wenn über ihn, in der Regel nach Beratung Beschluß gefaßt wurde.


Auf der Sitzung am 29. September 1997 war über den letzten Tagesordnungspunkt noch nicht beraten worden. Es wurde also nicht über alle Verfahrensgegenstände ein Beschluß gefaßt, so daß der plötzliche Schluß der Sitzung nicht rechtmäßig war.





Frage 2





Dem Gemeinderat bzw. einzelnen Gemeinderäten steht das Recht zu, die Einberufung des Gemeinderates zu erzwingen. Nach § 36 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO muß der Gemeinderat auf Verlangen von mindestens einem Viertel der Gemeinderäte unverzüglich einberufen werden, sofern der gewünschte Verfahrensgegenstand angegeben wird.


Sachsendorf hat 12.000 Einwohner. Die Zahl der Gemeinderäte bestimmt sich nach § 29 Abs. 2 SächsGemO. Sachsendorf hat danach 22 Gemeinderäte. 8 Gemeinderäte haben die Einberufung verlangt, das ist mehr als ein Viertel.





Frage 3





Eine wichtige Vorbereitungshandlung jeder Sitzung ist die Aufstellung der Tagesordnung. Die ausschließliche Zuständigkeit liegt beim Bürgermeister, § 36 Abs. 3 Satz 1 SächsGemO. Vom Bürgermeister können Tagesordnungspunkte bis zum Sitzungsbeginn vor Eintritt in die Beratung gestrichen werden. Eine Ausnahme besteht für die Fälle, bei denen eine Pflicht zur Behandlung des Tagesordnungspunktes besteht. Ein Verhandlungsgegenstand kann dann abgesetzt werden, wenn dieser nicht in die Zuständigkeit der Gemeinde sowie des Gemeinderates fällt. Ein solcher Fall der Unzuständigkeit ist hier nicht gegeben.


Der Bürgermeister hat alle am 29. September 1997 anwesenden Gemeinderäte beleidigt. Nach § 194 Abs. 4 StGB ist die Ermächtigung zur Strafverfolgung gegenüber dem Bürgermeister erforderlich. Darüber muß auf der Sitzung beraten und ein Beschluß gefaßt werden. Also besteht eine Pflicht zur Behandlung dieses Tagesordnungspunktes.





Frage 4





Der Ausschluß muß formell und materiell rechtmäßig sein.


Formelle Bedenken bestehen nicht.


Die Einberufung des Gemeinderates erfolgte ordnungsgemäß. In § 36 SächsGemO ist eine Frist nicht genannt. Nach § 36 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO ist der Gemeinderat unverzüglich einzuberufen, wenn es ein Viertel der Gemeinderäte beantragt. Unverzüglich bedeutet gemäß § 121 Abs. 1 Satz 1 BGB ohne schuldhaftes Zögern. Der Bürgermeister hat am 01. Oktober 1997 alle Gemeinderäte zur Sitzung am 07. Oktober 1997 eingeladen. Das ist als unverzüglich anzusehen.


Die Rechtmäßigkeit eines Beschlusses setzt schließlich die Beschlußfähigkeit voraus, § 39 Abs. 2 Satz 1 SächsGemO. Danach ist der Gemeinderat beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.


Zu den Mitgliedern des Gemeinderates zählt auch der Bürgermeister. Sachsendorf hat 22 Gemeinderäte und einen Bürgermeister, § 29 Abs. 1 und 2 SächsGemO. Bei der Abstimmung waren 9 pro-, 8 contra-Stimmen und 3 Enthaltungen gegeben. Danach waren 20 stimmberechtigte Mitglieder anwesend. Damit ist Beschlußfähigkeit gegeben.


Der Gemeinderat ist gemäß § 20 Abs. 3 Satz 2 SächsGemO zuständig. Weiter erfolgte die Beschlußfassung über den Ausschluß auch in Abwesenheit des Betroffenen, § 20 Abs. 3 Satz 2 SächsGemO.


Der Beschluß ist materiell rechtmäßig, wenn die Befangenheitsvoraussetzungen erfüllt sind. Nach § 20 Abs. 1 SächsGemO muß die Möglichkeit eines unmittelbaren Vor- oder Nachteils gegeben sein. Nach § 20 Abs. 2 SächsGemO kommt ein Ausschluß dann nicht in Betracht, wenn der Vor- oder Nachteil darauf beruht, daß jemand einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden.


Halfpaff muß einer Bevölkerungsgruppe angehören, deren gemeinsame Interessen durch die Erhöhung der Hundesteuer berührt werden.


Diese Voraussetzung ist dann gegeben, wenn es sich um kollektive Interessen von Personenmehrheiten handelt, die nicht von vornherein und persönlich bekannt, namensmäßig feststellbar und aufzählbar sind. Diese Personenmehrheit ist nur nach örtlichen, beruflichen, wirtschaftlichen oder sozialen Gesichtspunkten abgrenzbar.


Halfpaff ist Hundehalter. Er gehört einer Bevölkerungsgruppe an, die sich aus älteren Menschen zusammen setzt, die einen Hund halten. Durch die Erhöhung der Steuer wird diese Gruppe gemeinsam berührt. Damit ist ein Ausschluß wegen Befangenheit nicht möglich.


Der Ausschluß ist materiell rechtswidrig.





Frage 5





Der Beschluß  über TOP 1 muß formell und materiell rechtmäßig sein.


1. Formelle Rechtmäßigkeit


Der Gemeinderat mußte zuständig gewesen sein.


Die Zuständigkeit ergibt sich aus § 4 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 SächsGemO, § 3 SächsKAG.


Es erfolgte eine ordnungsgemäße Ladung. Unerheblich ist hinsichtlich TOP 1, daß TOP 3 nicht auf der Tagesordnung stand. Die Streichung durch den Bürgermeister hat auf TOP 1 keine Auswirkungen.


Die Beschlußfähigkeit ist ebenfalls gegeben.


Schließlich muß ein ordnungsgemäßer Abstimmungsvorgang erfolgt sein. Halfpaff war zu Unrecht wegen Befangenheit ausgeschlossen worden. Nach § 20 Abs. 5 Satz 1 SächsGemO ist ein Gemeinderatsbeschluß rechtswidrig, wenn ein Ratsmitglied ausgeschlossen war, obwohl Befangenheit nicht vorlag. Ohne Bedeutung ist, ob der Ausschluß trotz Nichtbefangenheit für die Entscheidung kausal war, d.h. ob mit Entscheidung anders ausgefallen war. Danach lag kein ordnungsgemäßer  Abstimmungsvorgang vor.


2. Der Beschluß ist rechtswidrig.





zu II.


Frage 1.





In Betracht kommt eine Verfassungsbeschwerde.





A. Zuständigkeit


Die Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichtes für das Verfassungsbeschwerdeverfahren folgt aus Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG, §§ 13 Nr. 8 a, 90 ff. BVerfGG.





B. Partei- und Prozeßfähigkeit


I.�
Parteifähigkeit, § 90 Abs. 1 BVerfGG


Als natürliche Person ist Julius unproblematisch parteifähig.�
�
�
�
�
II.�
Prozeßfähigkeit


Julius ist volljährig, so daß er ohne weiteres selbst Verfassungsbeschwerde erheben kann.�
�



C. Beschwerdegegenstand, § 90 Abs. 1 BVerfGG


Die Verfassungsbeschwerde muß sich gemäß § 90 Abs. 1 BVerfGG gegen einen Akt der öffentlichen Gewalt richten.


Fraglich ist, was als Akt der öffentlichen Gewalt anzusehen ist . Der Gemeinderat hat einen Beschluß gefaßt. Ein solcher erlangt Außenwirkung durch Vollzug durch den Bürgermeister. Am 07. Oktober 1997 wurde ein Bescheid erlassen und am 09. Oktober 1997 bekanntgegeben, Damit liegt ein Verwaltungsakt gemäß § 1 SächsVwVfG i.V.m. § 35 VwVfG vor. Anschließend würde ein Urteil des VG, ein Urteil des OVG und ein Urteil des BVerwG ergehen.


§ 90 Abs. 2 BVerfGG regelt, daß gegen die Verletzung, also gegen die rechtswidrige betreffende staatliche Maßnahme, der Rechtsweg zu beschreiten sei. Daraus folgt, daß die Urteile, die auf diesem Rechtsweg ergehen, nicht die eigentliche staatliche Maßnahme sind. Diese liegt vor dem Rechtsweg, sonst könnte man ihn nicht dagegen beschreiten.


Damit ist als Akt der öffentlichen Gewalt der Bescheid vom 07. Oktober 1997 zu sehen.





D. Der Beschwerdegrund, § 90 Abs. 1 BVerfGG


Die Verfassungsbeschwerde ist nur dann zulässig, wenn der Beschwerdeführer behauptet, in einem der in § 90 Abs. 1 BVerfGG genannten Rechte verletzt zu sein und wenn dies mindestens als möglich erscheint.


Julius behauptet, durch den Bescheid der Stadt Sachsendorf vom 07. Oktober 1997 in seinem Recht auf Kunstfreiheit verletzt zu sein. Nachdem er dadurch das Rathaus nicht verhüllen darf, erscheint eine Verletzung dieses Grundrechts zumindest als möglich.





E. Formvorschriften, §§ 92, 23 Abs. 1 BVerfGG


Die Formvorschriften nach §§ 92, 23 Abs. 1 BVerfGG müssen beachtet werden.


Nach § 92 BVerfGG ist das verletzte Recht zu nennen, wobei allerdings genügt, daß das verletzte Recht beim Namen genannt wird. Also Verletzung der Kunstfreiheit.


Nach § 23 Abs. 1 BVerfGG muß der Antrag schriftlich eingehen und mit einer Begründung versehen sein.





F. Fristen, § 93 Abs.1 BVerfGG


Der Beschwerdeführer hat nach § 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG einen Monat Zeit, die Verfassungsbeschwerde zu erheben.





G. Rechtswegerschöpfung, § 90 Abs. 2 BVerfGG


Der Rechtsweg muß erschöpft werden, § 90 Abs. 2 BVerfGG.





H. Ergebnis


Die Verfassungsbeschwerde des Julius wäre damit zulässig.





Frage 2





In Betracht kommt eine Verletzung des Art. 5 Abs. 3 GG.





A. Betroffenheit


Fraglich ist, ob dieses Grundrecht betroffen ist. Dies ist dann der Fall, wenn in den Schutzbereich des Grundrechts eingegriffen wurde.





I.�
Schutzbereich�
�
�
Art. 5 Abs. 3 GG schützt verschiedene Freiheiten des Einzelnen, wobei hier nur die Kunstfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 3  1. Var. GG in Betracht kommt.


Kunst ist die freie schöpferische Gestaltung, in der Eindrücke, Erfahrungen, Erlebnisse des Künstlers durch das Medium einer bestimmten Formensprache zu unmittelbarer Anschauung gebracht werden. Das künstlerische Schaffen ist nicht nur Mitteilung, sondern Ausdruck und zwar unmittelbarster Ausdruck der individuellen Persönlichkeit des Künstlers. Die Verhüllung des Rathauses gibt die Eindrücke Julius in der Form der malerisch gestaltenden Kunst wieder. Die individuelle Persönlchkeit von Julius ist prägend für den Charakter des Werkes.


�
�
II.�
Eingriff�
�
�
Ein Eingriff in diesen Schutzbereich liegt vor, wenn die Kunstfreiheit des Julius durch die angegriffene staatliche Maßnahme in irgendeiner Form beschnitten wurde. Der Bescheid vom 07. Oktober 1997 untersagt Julius die Verhüllung des Rathauses durch Verbot. Diese Maßnahme greift folglich in den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 1. Var. GG ein.�
�
�
�
�
B. Ergebnis


Art. 5 Abs. 3 1. Var. GG ist also betroffen.





